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gemäß Ziff. 1 berechnete Vergütung und nicht höher 
als die in den Anlagen 1 und 2 festgesetzten
Höchstbeträge sein.

(4) Ist der Nutzen nur zu einem Teil in Geld meß­
bar, so ist für den verbleibenden Teil die Vergütung
gemäß Abs. 3 Ziff. 2 festzusetzen und diese mit der
nach Anlage 1 oder 2 berechneten Vergütung zu ad­
dieren. Die in den Anlagen 1 und 2 festgesetzten
Höchstbeträge dürfen nicht überschritten werden. .

(5) Bei Neuerungen, die die Formgestaltung eines 
Erzeugnisses betreffen, findet Abs. 3 Ziff. 1 keine An­
wendung.

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für die Vergütung 
von Neuerungen, die den Gesundheits- und Arbeits­
schutz oder andere Arbeitsbedingungen, den Brand­
schutz oder die technische Sicherheit verbessern, sowie 
für die Vergütung von Neuerungen, die zur Verbes­
serung der Organisation oder zur Vereinfachung der 
Arbeitsweise der Verwaltung unterbreitet werden.

(7) Der Präsident des Patentamtes erläßt im Einver­
nehmen mit dem Vorsitzenden der Staatlichen Plan­
kommission und dem Minister der Finanzen eine An­
ordnung über die Ermittlung des Nutzens, welcher der 
Vergütung für Neuerungen zugrunde zu legen ist.

§ 28
Vergütung bei Erfüllung einer Neuerervereinbarung

(1) Neuerer, die vereinbarungsgemäß eine betrieb­
liche oder überbetriebliche Neuerervereinbarung er­
füllt haben, erhalten als Anerkennung hierfür einen 
Zuschlag zur Vergütung in Höhe von 20 % des Ver­
gütungsbetrages, der gemäß § 27 zu zahlen ist. Bei 
einer betrieblichen Neuerervereinbarung bildet der 
Vergütungsbetrag, der sich aus der Benutzung im 
erstbenutzenden Betrieb ergibt, die Grundlage für die 
Berechnung des Zuschlages. Handelt es sich um eine 
überbetriebliche Neuerervereinbarung, so ist grund­
sätzlich derjenige Vergütungsbetrag als Grundlage für 
die Berechnung des Zuschlages anzusehen, welcher sich 
für den Teil der Benutzung ergibt, der beim Abschluß 
der Neuerervereinbarung vorgesehen war.

(2) Wirken die Neuerer entsprechend den in der 
Neuerervereinbarung übernommenen Verpflichtungen 
an der Realisierung mit, so erhalten sie dafür einen 
weiteren Zuschlag zur Vergütung, der gemäß § 30 fest­
zulegen ist.

§29
Vorvergütung

(1) Nach Beginn der Benutzung einer Neuerung ist 
eine Vorvergütung an die Vergütungsberechtigten zu 
zahlen, die auf die gesamte Vergütung angerechnet 
wird. Bei Neuerungen, die in Erfüllung von Neuerer­
vereinbarungen erarbeitet wurden, kann die Vorver­
gütung bereits nach Annahme der Neuerungen zur 
Benutzung gezahlt werden.

(2) Die Vorvergütung beträgt für einen Neuerervor­
schlag oder eine Neuerermethode bis zu 500 MDN und 
für eine durch Wirtschaftspatent geschützte und auf 
alle Schutzvoraussetzungen geprüfte Erfindung bis zu. 
1000 MDN. Übersteigt die gemäß § 27 zu zahlende Ver­
gütung nicht die genannten Höchstbeträge, so ist die 
gesamte Vergütung zu zahlen. Ergibt sich nach Been­
digung des ersten Benutzungsjahres oder nach Beendi­

gung der Benutzung, soweit der Benutzungszeitraum 
kürzer als ein Benutzungsjahr ist, nach § 27 eine we­
sentlich höhere Grundlage für die Vergütung, so erhält 
der Neuerer eine Nachvergütung. Beträgt die zu er­
wartende Vergütung für Neuerervorschläge oder Neue­
rermethoden mehr als 5000 MDN und für durch Wirt­
schaftspatent geschützte und auf alle Schutzvoraus­
setzungen geprüfte Erfindungen mehr als 10 000 MDN, 
so ist i/ю der zu erwartenden Vergütung als Vorver­
gütung zu zahlen. Ist die Neuerung das Ergebnis einer 
kollektiven Leistung, so kann in Ausnahmefällen zur 
Sicherung eines ausreichenden Anreizes jedes Kollek­
tivmitglied eine Vorvergütung bis zu 250 MDN unter 
Berücksichtigung der insgesamt zu erwartenden Ver­
gütung erhalten.

(3) Die Direktoren der Betriebe haben sicherzustel­
len, daß bei der Zahlung der Vorvergütung gemäß den 
Absätzen 1 und 2 die Regelungen der Sechsten Durch­
führungsbestimmung vom 21. November 1961 zur Ver­
ordnung über die Rechte und Pflichten der Meister in 
den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
und über die Erhöhung ihrer Gehälter — Meister­
fonds — (GBl. II S. 529) beachtet werden.

(4) Die Vorvergütung soll die Neuerer auch darauf 
orientieren, im Rahmen der komplexen sozialistischen 
Rationalisierung in der Produktionsvorbereitung mit­
zuwirken. Deshalb kann die Vorvergütung bei Neue­
rungen, die in Unterlagen der Produktionsvorbereitung 
oder in Projekte eingehen, in jedem Falle bereits nach 
Annahme der Neuerungen zur Benutzung und Bestä­
tigung dieser Unterlagen gezahlt werden.

§30
Vergütung für die Realisierung

Jeder Werktätige, der bei der Realisierung einer 
Neuerung hervorragende Leistungen vollbringt, die 
über die Arbeitspflichten hinausgehen, erhält eine vom 
Direktor des Betriebes unter Berücksichtigung der 
Höhe des entstehenden Nutzens festzusetzende Ver­
gütung, die bis zu 3000 MDN betragen kann.

§31

Erhöhung der Vergütung

(1) In Einzelfällen kann die Vergütung für- Neue­
rungen, die von besonders großer Bedeutung sind, bis 
zum Dreifachen erhöht werden. Die Vergütung ist 
durch den Leiter des zuständigen zentralen Organs des 
Staatsapparates festzusetzen. Der Betrag, um den die 
Vergütung erhöht wird, ist aus dem Zentralen Fonds 
des Patentamtes zu zahlen. Es ist ein mit Gründen 
versehener Antrag beim Patentamt einzureichen.

(2) Die Vorsitzenden der Wirtschaftsräte der Bezirke 
haben das Recht gemäß Abs. 1, wenn die Neuerungen 
nur in Betrieben benutzt werden, denen ein Organ 
gemäß Abs. 1 nicht übergeordnet ist.

§32
Zwischenvcrgütung

Vor Ablauf der Frist zur Zahlung des Restes der 
Vergütung können Zwischenvergütungen gezahlt wer­
den, wenn die Höhe der zu erwartenden gesamten 
Vergütung das rechtfertigt und kein unvertretbar 
hoher Aufwand damit verbunden ist. Werden Zwi­
schenvergütungen gezahlt, dann sollen die Zahlungen


